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A. Bericht des Abgeordneten Leonhard 


A. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes zur Regelung von Ansprü- 
chen aus Lebens- und Rentenversicherungen ist am 
11. Dezember 1963 dem Wirtschaftsausschuß feder- 
führend und dem Haushaltsausschuß mitberatend 
überwiesen worden. 

Den Beratungen der Ausschüsse lagen folgende 
Überlegungen zugrunde: 

Im Zusammenhang mit der Währungsreform hatte 
die Zweite Verordnung über die Lebens- und Ren- 
tenversicherung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 27. Juli 1948 bestimmt, daß grund- 
sätzlich alle Ansprüche aus Versicherungsverhält- 
nissen als erloschen gelten, wenn der Versicherungs- 
nehmer am 20. Juni 1948 seinen Wohnsitz in einem 
Gebiet von Deutschland nach dem Stand vom 31. De- 
zember 1937 außerhalb des Währungsgebietes hatte. 
Gegenüber diesem Rechtszustand brachte das Gesetz 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen vom 5. August 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 474) — LRVG — bereits eine Ver- 
besserung. Es hob die rechtlich nicht unbedenkliche 
Verordnung vom 27. Juli 1948 rückwirkend auf und 
ließ die Geltendmachung von Ansprüchen gegen 
Versicherungsunternehmen im Bundesgebiet bei 
Erfüllung bestimmter Wohnsitz- und Stichtagsvor- 
aussetzungen zu. Ansprüche aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen, die vor der Währungsreform 
abgeschlossen wurden und in Reichsmark zu erfül- 
len gewesen wären, können danach grundsätzlich | 


von solchen Anspruchsberechtigten geltend gemacht 
werden, die spätestens am 31. Dezember 1952 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz oder 
Ort der Niederlassung im Gebiet der Bundesrepu- 
blik einschließlich Berlin (West) oder in einem 
Staate hatten, der die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland anerkannt hat. Ausnahmen gelten 
lediglich für Heimkehrer und diesen nach dem Häft- 
lingshilfegesetz gleichgestellte Personen, für an- 
erkannte Vertriebene und anerkannte Sowjetzonen- 
flüchtlinge sowie für Berechtigte, die im Wege der 
Familienzusammenführung zugezogen sind. Damit 
bleibt nicht nur den in der SBZ ansässigen Berech- 
tigten, sondern auch einem großen Teil der Berech- 
tigten, die ihren Wohnsitz oder Aufenthalt nach 
dem 31. Dezember 1952 in das' Bundesgebiet verlegt 
haben oder noch verlegen, die Möglichkeit vorent- 
halten, in den Genuß der Versicherungsleistung zu 
gelangen. 

Während die Bedenken gegen eine Bedienung 
der Ansprüche der weiterhin in der SBZ ansässigen 
Anspruchsberechtigten (vgl. amtliche Begründung 
zum Entwurf des LRVG, BT-Drucksache 1142 der 
2. Wahlperiode, S. 9) unverändert fortbestehen, ist 
die durch die Stichtagsvorschrift verursachte Schlech- 
terstellung der nach dem 31. Dezember 1952 in das 
Bundesgebiet zugezogenen Berechtigten nicht mehr 
zu rechtfertigen. Die derzeitige Regelung wird von 
dem Kreis der von ihr betroffenen Versicherten 
nicht verstanden und als ungerechtfertigte Zurück- 
setzung hinter den anderen Bürgern der Bundes- 
republik empfunden. Die bisherige „Abschaltung'" 
der nach dem 31. Dezember 1952 zugezogenen An- 
spruchsberechtigten, die in der Erwartung der 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2016 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Wiedervereinigung in absehbarer Zeit für vertret- 
bar gehalten worden war, kann nach der Beseitigung 
oder Änderung ähnlicher Stichtagsregelungen für 
die Berechtigung zum Empfang bestimmter Lei- 
stungen durch das Dritte Umstellungsergänzungs- 
gesetz und das Sechzehnte Gesetz zur Änderung 
des Laslenausgleichsgesetzes nicht mehr aufrecht- 
erhalten werden, nachdem die Gründe, die seinerzeit 
für sie (sprachen, an Gewicht verloren haben und 
insbesondere der Umfang der zu bedienenden Än- 
sprüche übersehbar geworden ist. Die bisherige 
Regelung erscheint besonders unbillig, weil seit der 
Währungsreform über 15 Jahre vergangen sind 
und die Berechtigten Gefahr laufen, selbst nicht 
mehr in den Genuß der Versicherungsleistung zu 
kommen. Die durch die Beseitigung der Stichtags- 
regelung zu erwartende Mehrbelastung der Ver- 
sicherungsunternehmen wird — wie schon in frühe- 
ren Gesetzen ~ durch Zuteilung von Äusgleichs- 
forderungen gegen den Bund ausgeglichen und auf 
diese Weise die Notwendigkeit einer erneuten Be- 
richtigung von Umstellungsrechnung und Reichs- 
mark-Schlußbilanz der Versicherungsunternehmen 
vermieden. Die damit verbundene Belastung der 
öffentlichen Hand erscheint auch unter Berücksich- 
tigung der angespannten Haushaltslage vertretbar. 
Sie wird nach Schätzungen 130 Millionen Deutsche 
Mark an Äusgleichsforderungen voraussichtlich 
nicht übersteigen. 


B. Besonderer Teil 
I. Eingangsworte 

! Das Gesetz bedarf nach Änsicht des Äusschusses 
! nicht der Zustimmung des Bundesrates, da das Ver- 
wdltungsverfahren der Länder nicht berührt wird. 

I IL Zu Artikel 1 Nr. 7 

! Die vom Äusschuß zu § 10 des Entwurfs beschlois- 
1 senen Änderungen erwiesen sich teils im Hinblick 
darauf als notwendig, daß mit dem Inkrafttreten des 
I Gesetzes erst zu einem späteren als dem von der 
! Bundesregierung ursprünglich angenommenen Zeil- 
j punkt gerechnet werden kann, teils dienen sie der 
Erleichterung der technischen Durchführung der 
Vorschriften des Gesetzes. Äußerdem erschien es 
angebracht, den Versicherungsunternehmen — wie 
in gleichliegenden früheren Fällen — eine Erstat- 
tung der ihnen bei der Durchführung des Gesetzes 
i entstehenden Kosten in angemessenem Umfang zu 
j gewähren. Das geschieht durch Einfügung des neuen 
! Äbsatzes 4 in § 10 LRVG. 

III. Zu Artikel 1 Nr. 8 

1 Die vom Äusschuß beschlossenen Änderungen 
1 sind technischer und redaktioneller Ärt. Sie berüh- 
I ren den materiellen Inhalt des Entwurfs nicht. 


Der Gesetzentwurf sieht die zur Beseitigung der 
Stichtagsvorschriften erforderlichen Änderungen des 
Gesetzes zur Regelung von Änsprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen vor. Er bringt weiterhin 
eine Verbesserung der Rechtslage derjenigen Ver- 
sicherungsnehmer, die in den Jahren von 1946 bis 
1948 in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands eine sog. Anschlußversicherung abgeschlossen 
hattten. Er begrenzt andererseits die Geltend- 
machung der Leistungen aus Renten- und Pensions- 
versicherungen — insbesondere im Hinblick auf die i 
inzwischen erfolgten Aufbesserungen dieser Lei- | 
stungen im Verhältnis von einer Deutschen Mark 
für eine Reichsmark — entgegen den geltenden 
Vorschriften zeitlich auf die nach dem 1. Juli 1963 
fällig gewordenen oder werdenden Rentenleistun- 
gen, um unverhältnismäßig hohe und der Sache i 
nach nicht gebotene Nachzahlungen zugunsten der 
nach dem 31. Dezember 1952 zugezogenen oder zu- 
ziehenden Änspruchsberechtigten zu vermeiden. 
Schließlich bringt der Entwurf in Artikel 3 eine 
Regelung für die Verbindlichkeiten privater Lebens- 
verscherungsunternehmen, Pensionskassen und Ster- 
bekassen, die nach den geltenden Gesetzen wegen 
ihrer Verbindlichkeiten zwar in Berlin (West), nicht 
aber im übrigen Geltungsbereich des Gesetzes in 
Anspruch genommen werden können. Es handelt 
sich dabei um Versicherungsunternehmen mit ehe- 
maligem Sitz in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands einschließlich des Sowjetsektors von 
Berlin und den deutschen Gebieten ösitlich der Oder- 
Neiße-Linie. Der Entwurf (schafft die Voraussetzun- 
gen dafür, daß die Erfüllung sämtlicher Verbindlich- 
keiten der Unternehmen nach den Vorschriften des 
Umstellungsrechts und insbesondere des LRVG 
möglich wird. 


IV. Zu Artikel 1 Nr. 15 

Die Vorschrift wurde eingefügt, um die Berlin- 
Klausel des Gesetzes in der Fassung vom 5. August 
1955 mit der Neufassung des einleitenden Halb- 
satzes des § 2 durch Artikel 1 Nr. 1 in Einklang zu 
I bringen. 

V. Zu Artikel 1 Nr. 16 

Der vom Äusschuß eingefügte Artikel 1 Nr. 16 
beseitigt eine redaktionelle Ungenauigkeit des Ge- 
setzentwurfs. 

VI. Zu Artikel 2 Abs. 1 

Die hier beschlossene Änderung dient der Klar- 
stellung, daß der Erbe eines Rentenberechtigten, der 
seinerseits die Wohnsitzvoraussetzungen des LRVG 
in der alten Fassung erfüllt hatte, nicht schon allein 
aus diesem Grunde Nachzahlungen in größerem 
Umfang verlangen kann, als seinem Erblasser Ren- 
tenleistungen zugestanden hätten. 

VII. Zu Artikel 3 

Der Äusschuß hat hier einen von der Regierungs- 
vorlage abweichenden Sachverhalt klargestellt. 

VIII. Zu Artikel 6 

Der Äusschuß hielt es für zweckmäßig, das In- 
krafttreten des Gesetzes abweichend von der Regie- 
rungsvorlage für den ersten Tag des auf die Ver- 
kündung des Gesetzes folgenden zweiten Monats 
vorzusehen, um das gleichzeitige Inkrafttreten der 
Gesetzesvorschriften auch im Land Berlin zu ge- 
währleisten. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Druckisache IV/ 1671 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellunig ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 23. Januar 1964 

Der Wirtschaftsausschuß 

Brand Leonhard 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstel 1 u ng 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen 

— Drucksache lV/1671 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


(Artikel 1 ) 

7. § 10 erhält folgenden Absatz 2: 

„ (2) Soweit ein Versicherungsunternehmen bis 
zum 31. Dezember 1962 noch nicht anerkannt 
hatte, daß es aus den in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Verbindlichkeiten nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes in Anspruch genom- 
men werden kann, findet eine Berichtigung 
der Umstellungsrechnung nicht mehr statt. Den 
Versicherungsunternehmen werden in Höhe des 
Betrags, der zur Deckung der nach Satz 1 nicht 
in die Umstellungsrechnung einzustellenden 
Verbindlichkeiten erforderlich ist, Ausgleichs- 
forderungen gegen den Bund zugeteilt. Für 
diese Ausgleichsforderungen gilt folgendes: 

1. Die Versicherungsunternehmen ha- 
ben die Ausgleichsforderungen für 
die in der Zeit vom 1. Januar 1963 
bis zum ... (Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes) anerkannten Ansprü- 
che zum 1. Juli des auf diesen Zeit- 
punkt folgenden Kalenderjahrs, für 
die später in einem Kalenderjahr an- 
erkannten Ansprüche jeweils bis 
zum 1. Juli des folgenden Kalender- 
jahrs zu berechnen und anzumelden. 
Bei der Berechnung sind bereits fäl- 
lige Ansprüche mit ihrem Nennbe- 
trag anzusetzen; als Deckungsrück- 
stellung für noch nicht fällige Ver- 
bindlichkeiten und als Rückstellung 
für Verwaltungskosten sind die Be- 
träge anzusetzen, die sich für den 
Tag des Entstehens der Ausgleichs- 
forderungen nach den Grundsätzen 
des der Umstellungsrechnung zu- 
grunde gelegten Geschäftsplans er- 
geben. Die Berechnung bedarf der 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(Artikel 1 ) 

7. § 10 erhält folgende Absätze 2 bis 4: 

„(2) Soweit ein Versicherungsunternehmen bis 
zum 31. Dezember 1963 noch nicht anerkannt 
hatte, daß es aus den in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Verbindlichkeiten nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes in Anspruch genom- 
. men werden kann, findet eine Berichtigung 
der Umstellungsrechnung nicht mehr statt. Den 
Versicherungsunternehmen werden in Höhe des 
Betrags, der zur Deckung der nach Satz 1 nicht 
in die Umstellungsrechnung einzustellenden 
Verbindlichkeiten erforderlich ist, Ausgleichs- 
forderungen gegen den Bund zugeteilt. Für 
diese Ausgleichsforderungen gilt folgendes: 

1. Die Versicherungsunternehmen ha- 
ben die Ausgleichsforderungen für 
die in der Zeit vom 1. Januar 1964 
bis zum ... (Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes) anerkannten Ansprü- 
che zum 1. Juli des auf diesen Zeit- 
punkt folgenden Kalenderjahrs, für 
die später in einem Kalenderjahr an- 
erkannten Ansprüche jeweils bis 
zum 1. Juli des folgenden Kalender- 
jahrs zu berechnen und anzumelden. 
Bei der Berechnung sind bereits fäl- 
lige Ansprüche mit ihrem Nennbe- 
trag anzusetzen; als Deckungsrück- 
stellung für noch nicht fällige Ver- 
bindlichkeiten und als Rückstellung 
für Verwaltungskosten sind die Be- 
träge anzusetzen, die sich für den 
Tag des Entstehens der Ausgleichs- 
forderungen nach den Grundsätzen 
des der Umstellungsrechnung zu- 
grunde gelegten Geschäftsplans er- 
geben. Die Berechnung bedarf der 
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Entwurf 

Bestätigung durch die Versicherungs- 
aufsichtsbehörde. 

2. Die Ausgleichsforderungen gelten 
als am 1. Juli des Jahres entstanden, 
in dem die Anmeldung erfolgt, und 
sind von diesem Zeitpunkt an jähr- 
lich mit dreieinhalb vom Hundert zu 
verzinsen; die Zinsen sind halbjähr- 
lich zu zahlen. § 5 Abs. 4, §§ 6, 7 
Abs. 1 des Rentenaufbesserungs- 
gesetzes in der Fassung vom 15, Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) 
gelten entsprechend.'' 


8. § 1 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

(1) Die Geltendmachung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungsverhältnis- 
sen, wegen deren die Versicherungsunterneh- 
men bisher nicht in Anspruch genommen wer- 
den konnten, nach diesem Gesetz aber in An- 
spruch genommen werden können, ist be- 
schränkt, 

a) wenn der Anspruchsberechtigte am 
. . . (Tag des Inkrafttretens des Geset- 
zes) die Wohnsitzvoraussetzungen 
des § 2 Satz 1 Buchstabe a erfüllte: 

auf die nach dem 1. Juli 1963 fällig 
gewordenen oder werdenden Ren- 
tenleistungen; 


Beschlüsse des 16. A u s s c h u s s e s 

Bestätigung durch die Versicherungs- 
aufsichtsbehörde. 

2. Die Ausgleichsforderungen gelten 
als am 1. Juli des Jahres entstanden, 
in dem das Versicheningsunterneh- 
men den Anspruch anerkannt hat, 
und sind von diesem Zeitpunkt an 
jährlich mit dreieinhalb vom Hun- 
dert zu verzinsen; die Zinsen sind 
halbjährlich zu zahlen. § 5 Abs. 4, 
§§ 6, 7 Abs. 1 des Rentenaufbesse- 
rungsgesetzes in der Fassung vom 
15. Februar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 118) gelten entsprechend. 

(3) Soweit den Versicherungsunternehmen 
Ausgleichsforderungen nach § 5 Abs. 3 und § 9 
Abs. 1 des Gesetzes zur Aufbesserung von Lei- 
stungen aus Renten- und Pensionsversiclierun- 
gen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 
vom 24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1074) und nach § 4 Abs. 4 und § 6 Abs. 1 
des Gesetzes zur weiteren Aufbesserung von 
Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 
vom 19. März 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 161) 
zuzuteilen sind, gilt für Anmeldung und Ent- 
stehung der Ausgleichsforderungen Absatz 2 
entsprechend. 

(4) Der Betrag der Ausgleichsforderungen 
nach Absatz 2 und Absatz 3 ist um drei vom 
Hundert für die Kosten, die den Versicherungs- 
unternehmen bei der Durchführung dieses Ge- 
setzes entstehen, zu erhöhen. §§ 10 und 12 des 
Gesetzes zur Aufbesserung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezem- 
ber 1956 und § 6 Abs. 3 des Gesetzes zur wei- 
teren Aufbesserung von Leistungen aus Ren- 
ten- und Pensionsversicherungen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen vom 19. März 
1963 sind nicht anzuwenden." 

8. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

(1) Die Geltendmachung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungsverhältnis- 
sen, wegen deren die Versicherungsunterneh- 
men bisher nicht in Anspruch genommen wer- 
den konnten, nach diesem Gesetz aber in An- 
spruch genommen werden können, ist be- 
schränkt, 

a) wenn der Anspruchsberechtigte am 
. . . (Tag des Inkrafttretens des Geset- 
zes) die Wohnsitzvoraussetzungen 
des § 2 Satz 1 Buchstabe a erfüllte: 

auf die nach dem 30. Juni 1963 fällig 
gewordenen oder werdenden Ren- 
tenleistungen; 
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Entwurf 

b) wenn der Anspruchsberechtigte sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt erst später in die in § 2 Satz 1 
Buchstabe a bezeichneten Gebiete ver- 
legt: 

auf die nach dem Tage der Begrün- 
dung des Wohnsitzes oder dauern- 
den Aufenthalts in diesen Gebieten 
fällig werdenden Rentenleistungen. 

(2) Die den Versicherungsunternehmen zuzu- 
teilenden Rentenausgleichsforderungen gelten 
im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a als am 
1. Juli 1963, im Falle des Absatzes 1 Buchstabe 
b als am 1. Juli des Jahres entstanden, in dem 
der Anspruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in die in § 2 Satz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Gebiete verlegt hat. So- 
weit den Versicherungsunternehmen Aus- 
gleichsforderungen zuzuteilen sind, gilt § 10 
Abs. 2." 


(Artikel 2 ) 

(1) § 11 des Gesetzes zur Regelung von Ansprü- 
chen aus Lebens- und Rentenversicherungen in der 
Fassung vom 15. Juli 1959 bleibt auf Verbindlich- 
keiten aus Renten- und Pensionsversicherungsver- 
hältnissen anwendbar, wenn der Anspruchsberech- 
tigte vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraus- 
setzungen der §§ 2 bis 4 des obenbezeichneten Ge- 
setzes in der Fassung vom 15. Juli 1959 erfüllt hatte. 

( 2 ) ... 

(3) ... 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

b) wenn der Anspruchsberechtigte sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt erst später in die in § 2 Satz 1 
Buchstabe a bezeichneten Gebiete ver- 
legt: 

auf die nach dem Tage der Begrün- 
dung des Wohnsitzes oder dauern- 
den Aufenthalts in diesen Gebieten 
fällig werdenden Rentenleistungen. 

(2) Die den Versicherungsunternehmen zuzu- 
teilenden Rentenausgleichsforderungen gelten 
im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a als am 
1. Juli 1963, im Falle des Absatzes 1 Buchstabe 
b als am 1. Juli des Jahres entstanden, in dem 
der Anspruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in die in § 2 Satz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Gebiete verlegt hat. So- 
weit den Versicherungsunternehmen Aus- 
gleichsforderungen zuzuteilen sind, gilt § 10 
Abs. 2 mit der Maßgabe, daß im Falle des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a die Ausgleichsforderungen 
bereits als am 1. Juli 1963 entstanden gelten." 

15. In § 12 wird das Semikolon durch einen Punkt 
ersetzt und der nachfolgende Halhsatz ge- 
strichen. 

16. In § 16 erhält Buchstabe a die folgende Fassung: 

„a) In § 2 Satz 1 Buchstaben a und b und § 7 
Abs. 2 tritt an die Stelle des 20. Juni 1948 
der 24. Juni 1948, in § 2 Satz 1, §§ 3, 6, 10 
und 12 an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
25. Juni 1948." 


(Artikel 2 ) 

(1) § 11 des Gesetzes zur Regelung von Ansprü- 
chen aus Lebens- und Rentenversicherungen in der 
Fassung vom 15. Juli 1959 bleibt auf Verbindlich- 
keiten aus Renten- und Pensionsversicherungsver- 
hältnissen anwendbar, wenn der Anspruchsberech- 
tigte vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraus- 
setzungen der §§ 2 bis 4 des obenbezeichneten Ge- 
setzes in der Fassung vom 15. Juli 1959 erfüllt hatte 
und den Anspruch hätte geltend machen können. 

( 2 ) ... 

(3) . . . 
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Entwurf 
(Artikel 3) 

(1) Verpflichtet sich ein Lebensversicherungs- 
unternehmen, die Verbindlichkeiten von Versiche- 
rungsunternehmen zu erfüllen, die ihren Sitz in 
einem Gebiet Deutschlands außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes hatten und nur in Berlin 
(West) eine Verwaltungsstelle haben, und über- 
nimmt es gleichzeitig im Geltungsbereich des Ge- 
setzes vorhandene Vermögensgegenstände dieser 
Unternehmen, so bedarf der Vertrag der Geneh- 
migung des Bundes auf Sichtsamts für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen. Das Bundesaufsichtsamt 
erteilt die Genehmigung, wenn dies im Interesse 
der Versicherungsnehmer geboten erscheint. Der 
Vertrag braucht nicht gerichtlich oder notariell be- 
urkundet zu werden; Schriftform genügt. 

( 2 ) ... 

(3) . . . 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(Artikel 3) 

(1) Verpflichtet sich ein Lebensversicherungs- 
unternehmen, die Verbindlichkeiten von Versiche- 
rungsunternehmen zu erfüllen, die ihren Sitz in 
einem Gebiet Deutschlands außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes hatten und nur in Berlin 
(West) am 1. Februar 1950 eine Verwaltungsstelle 
besaßen, und übernimmt es gleichzeitig im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes vorhandene Vermögens- 
gegenstände dieser Unternehmen, so bedarf der 
Vertrag der Genehmigung des Bundesaufsichtsamts 
für das Versicherungs- und Bausparwesen, Das Bun- 
desaufsichtsamt erteilt die Genehmigung, wenn dies 
im Interesse der Versicherungsnehmer geboten er- 
scheint. Der Vertrag braucht nicht geriditlich oder 
notariell beurkundet zu werden; Schriftform genügt. 

( 2 ) . . . 

(3) ... 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine 
Verkündung folgenden zweiten Monats in Kraft. 
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